
Aufstellungsverfahren – Bebauungsplan 

 
 
 
 
 

Prüfung des nach Kommunalrecht ordnungsgemäßen Verfahrensablaufs durch die 
Kommunalaufsicht und  Würdigung der Satzung sowie Mitteilung des Abwägungsergebnisses 

 

* Auf diesen Schritt kann verzichtet werden, wenn die Änderung oder Aufstellung des Bebauungsplans nur unwesentliche Auswirkungen 
auf das Plangebiet oder die Nachbargebiete hat (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) oder dieser auf anderer Grundlage bereits zuvor erfolgt ist (§ 3 
Abs. 1 Nr. 2 BauGB). In der Praxis hat sich die frühzeitige Beteiligung jedoch bewährt und findet auch Anwendung. 

Ist daraufhin eine 
wesentliche Änderung 
erforderlich, so muss der 
Plan erneut öffentlich 
ausgelegt werden und die 
darauf folgenden Schritte 
wiederholen sich. 

 

Prüfung des Planerfordernisses 
 

Aufstellungsbeschluss 
Formulierung der Ziele und Zwecke der Planung und Bekanntmachung (§ 2 Abs. 1 BauGB). Dieser 

Schritt ist für die spätere Wirksamkeit des Bebauungsplans nicht zwingend erforderlich. 
 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung* 
Aushang der Pläne und ggf. 

Bürgerversammlung zur Information der 
Öffentlichkeit über Ziele und Zwecke. Darüber 
hinaus besteht die Gelegenheit der Äußerung 

und Erörterung der Öffentlichkeit.  
 (§ 3 Abs. 1 BauGB und § 4a Abs. 2 BauGB) 

 
 

 
Frühzeitige Behördenbeteiligung* 
Behörden und Stellen, die öffentliche 
Aufgaben oder Planungen wahrnehmen, 
werden beteiligt. 

 

Frühzeitige Behördenbeteiligung* 
Behörden und Stellen, die öffentliche 

Aufgaben oder Planungen wahrnehmen, 
werden über die Ziele und Zwecke der 

Planung unterrichtet und haben die 
Möglichkeit sich dazu zu äußern.  

(§ 4 Abs. 1 BauGB und § 4a Abs. 2 BauGB) 

Erarbeitung des förmlichen Bebauungsplanentwurfs 
Ergebnisse der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung werden ausgewertet und 

fließen zusammen mit Fachgutachten in die Erarbeitung des Entwurfs des Bauleitplans ein. 
 

 
Entwurfs- und Auslegungsbeschluss 

Zustimmung zum Entwurf und zur öffentlichen Auslegung durch den Stadtrat.  

 
 Öffentlichkeitsbeteiligung 

Auslegung der Pläne für die Dauer eines 
Monats. Ort und Zeitpunkt der Auslegung 

werden im Amtsblatt der Stadt Nordhausen 
veröffentlicht. Die während der Auslegung 
fristgerecht eingereichten Stellungnahmen 
sind in der nachfolgenden Abwägung zu 

berücksichtigen. (§ 3 Abs. 2 BauGB) 

Behördenbeteiligung 
Behörden und Stellen, die öffentliche 

Aufgaben oder Planungen 
wahrnehmen, werden beteiligt. Diese 
haben ihre Stellungnahmen innerhalb 
eines Monats fristgerecht abzugeben.  
(§ 4 Abs. 2 und § 4a Abs. 2 BauGB) 

 
 

Abwägung 
Die privaten und öffentlichen Belange sind gegeneinander und  

untereinander gerecht abzuwägen (§ 1 Abs. 7 BauGB), das heißt, 
es wird geprüft, ob und in welchem Umfang die vorgebrachten 

Belange der Öffentlichkeit und der Behörden zu berücksichtigen 
sind und ggf. die Planung verändert werden muss. Darüber 

entscheidet der Stadtrat mit einem Beschluss. 

Satzungsbeschluss 
Der Stadtrat beschließt den Bebauungsplan als Satzung. (§ 10 BauGB Abs. 1) 

Rechtskraft des Bebauungsplans 
Der Satzungsbeschluss bzw. die erteilte Genehmigung werden im Amtsblatt der Stadt Nordhausen 
bekannt gegeben. Der Bebauungsplan tritt damit als verbindliches Recht gegenüber jedermann in 
Kraft. Jeder hat die Möglichkeit der Einsicht in die Satzung. (§ 10 Abs. 3 BauGB) 

Ausarbeitung eines Vorentwurfs  

Bestandsaufnahme und –Analyse, Ziele, Alternativen, Vorabstimmung mit Behörden fließen mit ein.  

 


